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I 0108/2016 (FD) 

Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Vertreibt der Umgangston einzelner Steu-

erexperten Firmen aus dem Kanton? (29.06.2016)  

 

Das Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA) hat auf Wunsch der UMBAWIKO eine Studie bei 

der FHNW in Auftrag gegeben. Man will damit Erkenntnisse gewinnen, warum Unternehmen 

den Kanton Solothurn verlassen. Die erste Analyse der Betriebsabwanderungen 2014 wurde 

den Mitgliedern der UBAWIKO an der Sitzung vom 19. Mai 2016 vorgestellt. Um genauere 

Aussagen zu erhalten, wird die Studie in den nächsten Jahren fortgesetzt. Die gewonnenen 

Erkenntnisse berufen sich auf einen beachtlichen Rücklauf von 15%; man wird wohl auch in 

Zukunft keine besseren Daten erhalten. Und, diese Rückmeldungen sind alarmierend. Fast die 

Hälfte der Firmen, die an der Studie teilgenommen haben, sagten aus, dass einer der Gründe, 

die sie zu einem Wegzug bewogen haben, die unfreundliche Behandlung einzelner Personen 

in der Steuerverwaltung war. In zwei Interpellationen im Jahr 2013 wurde dieser Missstand 

bereits aufgegriffen. Die SVP verlangte am 16. Januar 2013 Auskunft zu diesem Thema. Die 

FDP griff am 4. September 2013 das Thema erneut auf. Da die eingangs erwähnte Studie die 

Problematik nun erneut aufgreift, stellen sich verschiedene Fragen. 

Immer wieder berichten Treuhandunternehmen, dass sie häufiger als früher gezwungen sind, 

gegen die Steuerveranlagung ihrer Klienten Beschwerde zu erheben. Dies vor allem auch, 

weil einzelne Beamte nicht gesprächsbereit sind. Viele Beschwerden werden vom Steuerge-

richt gutgeheissen. Es wird mit unnötigen Beschwerdeverfahren Bürokratie aufgebaut, die 

mit einer kundenfreundlicheren Gesprächskultur einvernehmlich gelöst werden könnten. 

 

Wir bitten die Regierung, folgende Fragen zu beantworten: 

 

1. Welche konkreten Gründe wurden in der Studie bei den Antworten „Andere Gründe“ ge-

nannt (wortwörtliche Aufzählung der Gründe 1-11)? 

2. In der Beantwortung der Interpellation der SVP vom 23. April 2016 (RRB 2013/725) schreibt 

der Regierungsrat in der Beantwortung der Frage 2: „Konkret bestehen keine Anhalts-

punkte dafür, dass sich gute Steuerzahler wegen der schlechten Behandlung durch das 

Steueramt für einen Wegzug oder gegen einen Zuzug entschieden haben.“ Obwohl die 

Studie nur teilweise aussagekräftig ist, widersprechen die Aussagen von 2013 den Aussagen 

von 2016. Wie beurteilt die Regierung das Resultat der Studie, dass Firmen bei der Begrün-

dung ihres Wegzuges die unfreundliche Behandlung einzelner Steuerbeamten angeben? 

3. Beim Vergleich der Rahmenbedingungen betreffen die drei schlechtesten Bewertungen das 

Verhalten der Verwaltung (Wirtschaftsfreundliches Klima, Kundenorientierung der kanto-

nalen Verwaltung, Wirtschaftsfreundlichkeit der kantonalen Verwaltung). Wie erklärt sich 

die Regierung diese schlechten Urteile und was gedenkt sie, dagegen zu tun? 

4. Wie ist das Verhältnis der gutgeheissenen zu den abgewiesenen Steuerbeschwerden? 

5. Stimmt es, dass die Einsprache- und Beschwerdeverfahren vor dem Steuergericht zuge-

nommen haben? Wie sieht die Entwicklung der Einsprachen in den letzten fünf Jahren 

konkret aus?  

6. Wie oft hat der Kanton das Verfahren gewonnen und wie oft hat die Steuerverwaltung das 

Verfahren ganz oder teilweise verloren? 

 

Begründung 29.06.2016: Im Vorstosstext enthalten. 
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